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Die Mirtsebattsbeidilken.
Der lHaushaltsausfchuß de» badische « Landings und sofortdaretuf der Landtag haben gestern nachmittag die nachstehendeBerlage zur Berauschtedüng gebracht :

Artikel 1.Der Artikel 7 des Gesetzes vom 4 . August 1921 über die Re¬
gelung des Staatshaushalts für die Jahre l920 und 1931 inder Fassung vom 3. März 1922 erhält uach Ziffer 8 folgendenZusatz:

„ Außerdem werden den Beainten an Orten nrit besonders
schwierigen wirtschaftlichen Verhältnissen mit Wirkung vom1 . -Januar 1932 widerruflich« WirtschaftSbeihilfeu nach den
gleichen Grundsätzen wie den Reichsbeamten gewährt .

"
Artikel 2.

Mit dem Vollzug dieses Gesetzes wird das Finanzministe -
rium beauftragt .

Die Begründung lautete : Durch das Gesetz , betr . die Fest¬
stellung eines V . Nachtrags zum Reichshaushaltsplan für 1981
ist der Reichsfinanzminister ermächtigt worden , mit Zustim.
tnung des Reichsrats an Orte » mit besonders schwierigen wirt¬
schaftlichen Verhältniffen den Rcichsbeamten mit Wirkung vom
1 . Januar 1902 widerrufliche WirtschaftSbeihilfeu zu geiväh,ren . Sie werden an die im aktiven Dienst befindlichen Beam¬ten sowie an Angestellte der Reichsbehürden nach den folgendenmit dem Reichsrat vereinbarten Grundsätzen bewilligt :

1 . Als Orte mit besonders schwierigen Wirtschaftsverhält¬nissen find die Orte anzusehen , an denen die Arbeiter der
ReichSderwaltunq einen überteuerungszufchuß erhalten .2 . Die Wirtschaftsbeihilfe ist mit Wirkung vom 1 . Januar1922 ab zu gewähreri.

3 . Für je 10 Pfennig Überteuerungszuschuß für Arbeiter
(in der Stunde ) ist den Beamten sämtlicher Besoldungsgrup¬
pen. den Angestellten sämtlicher Vergütungsgruppen vom 4.
Vergütungsdienstjahr ab ein Jahresbetrag von 280 M . zugewähren . Angestellten, deren Bezüge außertariflich geregelk
sind , könne « die Wirtschaftsbeihilfen in gleichem Umfange nachdem Ermessen des zuständigen Ministeriums gewährt werden .Beispiel: Wird an einem Orte den Arbeitern der Reichs-
Verwaltung ein Betrag von 1 .25 M . in der Stunde gewährt ,
so erhalten die Beamten usw. (12H X 250 — ) 3126 M .
jährlich.

4 . Maßgebend für die Gewährung der Wirtschajtsbeihilfe istder Ort , nach dem der Beamte oder Angestellte seinen OrtS -
zuschlag erhält . Dies gilt auch im Falle der Ziffer 153a B . B.
In Fällen , in denen den planmäßigen Beamten der OrtSzu -
schlag nicht voll gezahlt wird (vgl. z . B . Ziffer 141 B . V . ) . ist
auch die Wirtschaftsdeihilfe nur zu dem entsprechenden Teil¬
betrag zu gewähren .

5 . Den außerplanmäßigen Beamten und den Beainten im
Vorbereitungsdienst ist die Wirtschaftsbeihilfe mit den Hun¬
dertsätzen zu zahlen , die der Berechnung ihrer Bezüge zugrunde
liegen , z . B . bei den außerplanmäßigen Militäranwärtern 96,98, 100 v . H .

Entsprechend kann die Wirtschaftsbeihilfe — unbeschadet des
mit den Angestelltenorganisationen noch zu treffenden Ab¬
kommens — gezahlt werden :

a) den Angestellten aller Vergütungsgruppen : _in den ersten beiden Vergütnngsdieustjahren mit 95 v . A.
im 3 . Vergütungsdienftiahr mit 93 v . H.

b) den jugendlichen Angestellten : .
vom vollendeten 17. Lebensiahre an 00 v . S>..
vom vollendeten 18 . Lebensjahre an mit 70 v . H„
Vom vollendeten 19 . Lebensjahre an mit 80 v . £>.,
vom vollendeten 20. Lebensjahre an mit 90 v . H.

Die Wirtschastsbeihilfe steht den Angestellten erst vorn Be¬
nin deS Monats an zu. in dem sie das 17 . Lebensjahr vollen-
en ; jüngere Angestellte erhalten keine Wirtschastsbeihilfe.

Nachgezahlt wird die Wirtschaftsbeihilfe den Angestellten , die
am 14. Februar 1922 im Angestelltenverhältnis bei einer
Reichsverwaltung gestanden haben . Angestellte, die nach die¬
sem Tage auSgeschieden sind, erhalten die Nachzahlung auf
Antrag . Bei Angestellten, die in der Zeit vom 1 . Januar bis
13 . Februar 1902 durch Tod oder eingetretene Dienstunfähig¬keit ausgeschieden find, ist die Nachzahlung auf Antrag deS

. Angestellten oder seiner Hinterbliebenen gleichfalls zulässig.6. Die für die Beamten getroffene Regelung gilt auch für dieSoldaten der Wehrmacht.
7 . Die Wirtschaftsbeihilfe ist für die Zeit vom 1 . Januar1902 ab sofort, im übrigen zrlgleich mit den den Beamten usw.zustehenden laufenden Bezügen fiir den entsprechenden Zeit¬raum zu zahlen.
Ruhegehaltsempfänger und Hinterbliebene von Beamten er .

halten die Wirtschaftsbeihilfe nicht; dem Antrag der Beamten -
orgamsationen , sie auch an dieser neuen Erhöhung der Bezüge
teilnehmen zu lasten, ist wegen der finanziell unerträglichen
Rückwirkung auf die Militärrentenempfänger und sogenannten
Sozialrentner nicht entsprochen worden , ebenso nicht den An¬
trägen der Organisationen , diese Beihilfen mit Rückwirkungvom 1 . Oktober 1921 auszuzahlen und sie den außerplanmäßi .
gen Beamten in der gleichen Höhe zu gewähren wie den plan ,
mäßigen .

Eine im Reichsrat gegebene Anregung , die Wirtschaftsbei¬hilfe nur den Beamten bis zu Gruppe VI zu bewilligen , konnte
nicht berücksichtigt werden wegen der großen Überschneidungen,die sich sonst bei den nächstfolgenden Gruppen ergeben hätten .DaS Reichssinanzministerium vertrat dabei den Standpunkt »daß eine Desterstellung der unteren Gruppen bei der dem-
nächstigenRevision der Grundgehälter erfolgen müsse , daß aber
hier , wo es sich nur um eine rein wirtschaftliche Maßnahme
handle, dafür nicht der geeignete Platz sei . Tatsächlich seienauch die Beamten der höheren Gruppen an den Orten mit
besonder» schwierigen Wirtschaftsverhältniffen ungünstiger ge¬
stellt, als die gleichartigen Beamten in den übrigen Orten .

Mit einer Beilage:

Die badische Regierung hatte gegen die Getvährung der
Wirtschastsbeihilfen von vornherein Bedenken und hat dieseauch im Reichsrat zur Geltung gebracht; sie hielt eS füräußerst unerwünscht, daß die Beamtenbezüge von der Abfin-dungsart der Arbeiter abhängig werden, und daß ferner , stattdie Ortsklaffen enger zusammenzulegen, durch die Wirtschafts¬beihilfe gewissermaßen noch weitere neue Ortsklasten einge¬schoben toerden. Das Reichsfinanzministerium hat dagegeneltend gemacht, daß eine allgemeine gleichmäßige ErhöhungeS Teilerungszuschlags zurzeit nicht in Betracht konimenkönne, da sie automatisch eine Erhöhuitg der Arbeiterlöhne zurFolge baden müßte, daß aber anderseits zur Beruhigung derBeainten an besonders teuren Orten , insbesondere in den Jn -
diistriezentren , wo zurzeit die Löhne der Industriearbeiter er¬
heblich höher seien als die Beamtenbezüge , etwa» geschehenmüsse , und daß zurzeit ein anderer Weg nicht möglich sei . Die
vorgeschlageneRegelung habe noben der einfachen Handhabungden Vorzug , daß sie Beamte uud Arbeiter in bezug auf die
lokale Überteuerung gleichstelle ' und soinit gegenseitige Beru -
fting auSschließe .

Nachdem die Reichsregiernng au » taktische« und politischenGründen diesen Weg beschritten und dabei die Zustimmungdes Reichstags und auch der Beamtenorganiationen gefundenhat , wird sich Baden ebenfalls damit abfinden müssen, zumalda die übrigen Länder schließlich in der Mehrheit der vor¬
geschlagenen Regelung zugestimmt haben .Die badische Regierung schlägt deshalb vor, die Regelungfür die Reichsbeamten in gleicher Weise auch für die badi¬
schen Beamten zu genehmigen. Die ? kann um so unbedenk¬
licher geschehen , als es »ich voraussichtlich doch nur um eine
Übergaiigsmaßiiahme handelt, die bei der bevorstehenden Än¬
derung der Besoldung der Beamten voraussichtlich wieder ab¬
gebaut wird . In dieser Beziehung sei auf die folgende Ent¬
schließung verwiesen, die der Reichstag bei der Genehmigungder Vorschläge der Reichsregierung gefasst hat :

„Die Wirtschaftsdeihilfe der Beamten ist als Übergaugs -
maßnahmc zu betrachten und ist abzubauen mit der bevor¬
stehenden grundiegendcn Änderung der Besoldung der Be¬amten , durch welche eine ausreichende Bezahlung aller Be¬amten gesichert werden -muß ."

Für Baden sind Lberteuerungszuschüffe an Arheiter der
Reichsverwaltung für die nachstehenden Orte in der an¬
gegebenen Höhe endgültig sestgestellt worden . Die sich daraus
ergebende Wirtschaftsbeihilfe für die Beamten und Angestell¬ten ist im Jahresbetrag beigesebt.

Orte
Orts¬

klasse

Überteuer¬
ungszuschuß
der Rcichs-

arbeiteri . d. St .
Ji

Höhe der ent¬
sprechenden Wirt¬
schastsbeihilfe der
Beamten f . 1 Jahr

Ji

Mannheim A 1,80 4500
Durlach B 1,20 3000
Friedrichöseld C 1,20 3000
Karlsruhe A 1,20 3000
Schwetzingen B 1,20 3000
Heidelberg A 1,- 2500
S -cki'nbrim B 1,- 2500
Bischiveirr D 0,80 2000
Kirrlach D 0,8 ) 2000
Eppelbki»» C 0,70 1750
<" aaqenau C 0,70 1750
P an 'stadt C 0,70 1750
Rorenfel» C 0,70 1750
Brühl C 0,60 1500
Hockenbeim C 0,60 1500
Ketsch C 0,60 1500
Lußhofh C 0,60 1500
Oftersheim C 0,60 1500
Talhaus *) c 0,60 1500
Reinheit « B 0,60 1500

Zirrichsal B 0,40 1000
Neckarzimmern D 0,40 1000
Rastatt B 0,40 1000
Wyhlen C 0,40 1000
Gernsbach C 0,30 750
Hörden (Ottenau) c 0,30 750
Kuppenheim c 0,30 750
Neulußheim c 0,30 750
Obrigheim D 0,30 750
Wiejental C 0,30 750

mit Waghäufel

*) Bahnstrecke Schwetzingen—Speher .
Für die in Berlin befindlichen badischen Beamten kommteine Wirtschaftsbeihikfe von 4000 MI in Betracht >Über¬

teuerungszuschuß 1 M . 60 Pf .hWird von diesen Orten anläßlich der Nachprüfung des Orts «
KafferwerzeichniffeS der eine öder andere Ort nachträglich ineine höhere Ortsklasse «ingereiht , so wird der Überteuerungs -
uschuß der Reichs«rberter und damit auch die WirtschaftS -
eihilfe der Beamten entsprechend ermäßigt .

Im Staatsdienst wiederverwendetcn Ruhgehaltsempfän -
gern , soweit fi« vollbeschäftigt fmtv soll die gleiche Beihilfewie den aktiven Beamten gegeben werden.Der sich aus dieser Vorlage ergebende Aufwand beläuft sichfür die Zeit vom 1 . Januar bis S1 . März 1000 auf insgesamt8800600 Mark .

Bei den Beratungen im Reichsrat wurde festgestellt, daßauch für diesen neuen Aufwand die Erklärungen der Reichs-
regterung vom 10. November 1021 wegen der vorschußweise«
Bereitstellung der erforderlichen Mittel durch da» Reich (unter
Anrechnung auf den zu erwartenden Mehreingang am über »
Weisungssteuern) Anwendung zu finden haben .

19. öffentliche Sitzlrng über die Verhandlungen des

Radiscbe Mocbenrückblicke.
„Dawika" G. m. b. H.

Unter diesem nicht gerade schön klingenden « amen, der eia«Abkürzung für Darlehens - und WirtschaftSkass «darstellt , hat der Sadische Städteverband im Vereinnnt der Girozentrale der badischen Gemeindesparkaffen inMannheim , der Landeszentrale des badischen Einzelhan -del » und dem Zentralverband der Gemeinde -deamtenBadens e. B . eine Gesellschaft gegründet » derenZweck einmal die Förderung des bargeldlosen Ber -kehrs , zmm andern die Abgabe vonDarlehenanGe -meindebeamte für außerordentliche Bedürf -n r s s e und eirdlich die Unterstützung von WohlfahrtSein -richtungen für Gemeindebeamte ist. Das Stammkapitalder Gesellschaft beträgt 30000 Mark , von denen auf denBadischen Städtetag eine Stammeinlage von 3000 Mark ent¬fallt - In einer Vorlage an den BürgerauSschuß hat derKarlsruher Stadtrat soeben um seine Zustimmung dazu er¬sucht, daß die Stadtgemeinde gegenüber der „Dawika" sichverpflichtet , soweit der Zinsfuß der an die Girozentrale fürdie gewährte » -Darlehen zu leistenden Zinsen den Satz vo«3 Prozent -übersteigt, nach Maßgabe der Inanspruchnahmeder Kasse durch Beamte der Stadt für den am JahreSschlustzu errechneneden Mehraufwand aufzrstommen.Dresem Antrag ist eine Begründung beigefügt, in der Sr«Zwecke der neuen Einrichtung des näheren dargelegt lind undauS der die daraus entspringenden Vorteile für die Beamte »sowohl wie für die Stadtkaste erkennbar sind . Danach werdendie Bezüge der Beamten zur Hebung des bargeld -I o s e n V e r k ehr s an die Girozentrale der Lackaffe über-w -efen, die regelmäßig wiederkehrende Zahlungen , wieöffentliche Abgaben usw., nach vorausgehender ' allgemeinerWeisung der Einleger ausführt . Durch Übernahme dieserVerpflichtimg auf mindestens 3 Jahre evwerben sich die Be-amten (falls nicht etiva Pfändungen auf ihre Gchaltsbezüge vor-liegen) das Recht auf Darlehen ohne Förmlichkeit i»Höhe eines Monatsgehaltes zur Anschaf ,fung von Kleidern , Wäsche , Ei n r i ch t u n g s -gegenstänben ; zur Beschaffung des Winter¬bedarfs an Kartoffeln , Obst. Kohlen u . dgl. Die Darlehenerfolgen durch AusgabedonzertifizierrenGiro -« » Weisungen der badischen Girozentrale oderin Gestalt von Bardarlehen . Die Beamten verpflichten>sichin einem vorher einzureichenden Darleihensvertrag , diese Dar -lehen mindestens binnen Jahresfrqt in vorher fesiveceinbar-ten Abzügen an den zu überweisenden Gchaltsbezügen heim-zuzahlen . Ist das Darlehen zur Hälfte heim-bezahlt, so kannohne jede Förmlichkeit eine weitere tDarlehensverpflichtungeingegangen werden , die jedoch mit dem früheren Darlehenzusammen den Betrag eines Monatsgehalts nicht übersteigendarf . Über die Bezüge eines Monatsgehaltes hinausgchendeDarlehen bedürfen besonderer Genehmigung . Der Dar¬lehenszinsfuß soll den Betrag von 6 Prozent nicht übersteigenund soll für Bardarlehen ohne zertifizierte Giroanweisungen ,infolge Wegfalls de» vom badischen Einzelhandekgewährten Skontoabzugs höher festgesetzt werden,als diejenigen mit zertifizierten Giroanweisungen .Die Mittet werden aufgebracht durch Übernahme eine» z«3 Prozent verzinslichen Geschäftsanteils von 100 M ., die invierteljährlichen Raten am Gehalt mit je 16 M . abgezogenwerden , ferner durch Darlehen der Girozentrale der badischenGemeindesparkaffen . durch Beitragszeichnungen der Mitgliederder Landeszentrale des badischen Einzelhandels und durchGewährung eines Montoabzuges von 3 Prozent durch dieGeschäftsstelle des Einzelhandels .Die geplante neue Einrichtung erscheint in sozialer, wirt¬schaftlicher und praktischer Hinsicht gleich bemerkenswert. Fürden Beamten ist es in mehr als einer Hinsicht von großerBedeutung , wenn er in Fällen besonderer Notlage ohne wei-tereS bei einer gemeinnützigenZwecken dienendenStelle Hilfefindet — und zwar eine Hilfe, auf die er vertraglich begrün -beten Anspruch hat — und nicht genötigt ist, entweder bei derStadtkaffe Gehaltsvorschüsse zu erbitten , oder sich durch Auf¬nahme hoch verzinslicher Darlehen bei Geldverleihern in wei-tere Verlegenheit oder Verschuldung zu -stürzen. Der Stadt -
kaffe selbst erwächst, ganz abgesehen von dem Interesse , da»
sie an jeder Erleichterung der wirtschaftlichen Lage ihrer Be -amten haben muß , durch den Fortfall der zinslose« Vorschuß̂getvährung eine nicht unbeträchtliche Ersparnis an Zinsen»Mühe und Arbeit . Zudem ist auch die zu erwarte» !»« neueiFörderung des bargeldlosen Verkehrs zu begrüßen . Man '
darf also annehmen , daß die Gründung der „Dawika " nichtnur vom Karlsruher Bürgerausschuß gutgeheißen, sondern '
auch anderwärts Nachahmung finden wird, zumal der de« :Städten dadurch erwachsende finanzielle Aufwand kaum voasiBedeutuilg sein dürfte . ^

Von den Ladischen Kraftwerke».
Über das Itter kraftwerk , das vom Kreise Mor¬

bach mit einem Grundkapital von 15 Millionen Mark er¬
richtet wird , sind dieser Tage neue Mitteilungen durch die
Presse gegangen , denen zu entnehmen war , daß die Anlageihrer Vollendung entgegengeht und voraussichtlich schon imMai in Betrieb genommen werden kann. Dieser Termin '
bedeutet au sich eine Verzögerung, da die Inbetriebnahmeeigentlich für Anfang dieses Johres in Aussicht genommenwar . Die Schuld cm dieser Verzögerung ist in der langenund heftigen Frostperioden dieses Winters zu suchen. Dieneuerlichen Rentabiiitätsberechnungen für da» Werk kauten
günstig : man glaubt nach einem Sachvevftändigen-Gutachten-mit einer verwertbaren Stromerzeugung von mindesten» 3,8Millionen Kilowattstunden pro Jahr rechnen zu können. Die
gesamte Sftommeng « wird der mit der Badischen Lande »-
ElektrizitätsversorgungS -A . -G . geftoffenen Vereinbarung zn-

Badischen Landtages.



folge vom Badenwerk übernommen und verweilet . Man hofft
aus einen Reingewinn von 2)4 bis ca . 5 Millionen Mark , eine
Summe , die eine 15 )4;—68,7fache Verzinsung des Anlage -
lapitals ermöglichen würde . Vom volkswirtschaftlichen Stands
puukr aus wäre die Vollendung des Werkes auch schon bei
geringerer Ertragssähigkeit zu begrüßen .

Auch der Plan des großen Kraftwerks bei Triberg
geht nunmehr allem Anschein nach seiner baldigen Bcrwirk -
iichung entgegen . Zwischen den beteiligten Gemeinden und
den an der neuen Anlage interessierlen Wirtschaftskrcisen
sind zurzeit Verhandlungen über die Gründung einer gemischt -
wirtsckasilichen Äktiengeicllschast im Gange , des weiteren wer¬
den Verhandlungen über den Stroinabsatz geführt . Der von
Diplomingenieur Flügel abgeänderte Entwurf des Prmeues
ist ferripgestellt und den Staatsbehörden zwecks der Ertei¬
lung der Konzession bereits übermittelt worden . Falls diese
erfolgt , kann mit der Inangriffnahme der Arbeiten im Früh¬
jahr gerechnete werden. Auch dieses große Werk ist von Be¬
deutung für die Stromversorgung unseres Landes .

Nochmals : Die Rückdatierung von Wasser-, Gas - und
Strompreisen.

Wir nahmen kürzlich zu der die Interessen der gesamten
Verbraucherschaft , namentlich aber auch der Geschäftswelt
außerordentlich schädigenden Gepflogenheit der Karlsruher
städtischen Gas - und Elektrizitätswerksverwaltung Stellung ,
die Preise für Gas - und Strom ! immer wieder mit rück¬
wirkender Kraft zu normieren , eine Gepflogenheit , über die
in 'der Lfferktlichkeit allgemein aufs lebhafteste Beschwerde
geführt wird . Die Stadt glaubt indes trotz aller Einsprüche
nicht von diesem Berechnungsmodus abgehen zu können ; die
Gründe dafür sind in dem auch von uns wiedergegebenen
«Bericht über die vorletzte Stadtratssitzung des näheren dar¬
gelegt worden. Einen ähnlichen Standunkt scheinen auch an¬
dere städtische Verwaltungen einzunchmen . So lesen wir in
einem Mannheimer Blatt lebhafte Klagen über die Rück¬
datierung des neuen Preistermins für Wasser-, Gas - und
Stromlieferung durch die dortige Stadtverwaltung . Dabei
wird - auch ausgeführt , daß die Stadt Frankfurt mit be¬
deutend niedrigeren Preisen nicht nur auskomme , sondern
sogar teilweise Überschüsse erziele . Dieser Hinweis wirkt
einigermaßen überraschend ; es müßte interessant sein, die
Ursachen für eine derartige Verschiedenheit der Rentabilität
an sich dem gleichen Zwecke dienende» Betriebe kennen zu
lernen . Der Verfasser des erwähnten Artikels gibt denn auch
dem Wunsche Ausdruck , daß die nächste Bürgerausschußsitzung
darüber Aufklärung bringen möge. Denkbar wäre es ja , daß
Frankfurt vielleicht infolge seiner nördlicheren Lage reichlicher
und billiger mit Kohlen versorgt ist , als unsere badischen
Städte , die ja in der Tat hinsichtlich der Kohlen von der Hand
in den Mund leben, so daß sie sich erst vor kurzem wieder
zu Sparmaßnahmen gezwungen sahen. Diesem chronischen
Übel abzuhelfen sind Regierung , Städte und Industrie be¬
kanntlich feit langem ständig bemüht . Für die städtischen
Verwaltungen wird der erwähnte Hinweis jedenfalls von
Wert sein , und es ist anzunchmen , daß sie nicht säumen
werden , sich nach dsm Betriebsrezept der Frankfurter städti¬
schen Werke zu erkundigen — vorausgesetzt, daß die Mit¬
teilung des Mannheimer Mattes auf Tatsachen fußt . iSo -
ebcn bat sich übrigens herausgestellt , daß die städtischen Was¬
ser- , Gas - und Elektrizitätswerke in Mannheim im Jahre
1920 einen Überschuß von 37 Millionen erzielt haben — etwa
das Zehnfache da - im Voranschlag vom Bürgerausschnß ge¬
nehmigten Betrages . lJm Anschluß daran hat sich eine leb¬
hafte Diskussion entspannen , auf die noch zürückzukommen sein
wird .) —ß

politische Neuigkeiten .
Line weitere Erklärung der Ikeparations -

kommission .
Di« Reparationskommission veröffentlicht folgende Mittei¬

lung :
Eine Reparationskommission hat in ihrer Erklärung vom

8 . März im einzelnen den Wert der von Deutschland seit dem
Waffenstillstand bis Ende 1921 geleisteten Zahlungen , Liefe¬
rungen und Gebietsabtretungen angegeben. Die Summe be¬
trägt ungefähr 6 )4 Milliarden Goldmark, wobei der Wert der
Restitutionen und gewisser direkt ausgeführter Leistungeng Jtn
die Besatzungsarmee, die an die Ausgleichsämter gezahlien
Summen und die zu Lasten Deutschlands gehenden Tosten der
verschiedenen Kommissionen nicht einbezogen sind . Von diesen
Kommissionen hat die Reparationskommission und der Ga¬
rantieausschuß gegenwärtig eist jährliches Budget von unge¬
fähr 13 Millionen Goldmark. Diese Summe wird verwandt
für die Gesamtzeit der Reparationen im engeren Sinne und
für wichtige Restitutionsreparationen . Sie umfassen die Aus¬
gaben, die nicht nur die Ausführung des Vertrages mit
Deutschland, sondern auch die Ausführung der Verträge mit
Österreich und Ungarn mit sich bringt . Sie umfassen die Aus¬
gabe», der internationalen Organe und der nationalen Dele¬
gationen , die Ausgaben des Hauptsitzes in Paris und diejeni¬
gen der auswärtigen Organe (Berlin , Essen , Wiesbaden , Bu¬
dapest, Wien ) . Sie umfassen auch die Kosten der Liquidationen
des deutschen Kriegsmaterials , einer Operation , zu der die
Kommission nicht durch den Vertrag , sondern durch eine Ent¬
scheidung der alliierten Negierungen beauftragt wurde . Die
Ausgaben der Kommission, soweit sie sich auf die Restitutionenund Reparationen beziehen, werden von Deutschland, Öster¬
reich und Ungarn bezahlt in der Weise, daß jedes Land für den
ihm obliegenden Anteil aufkommt. Die Kosten der Liquidation
des Kriegsmaterials werden von dem Erlös aus dem Verkaufs -
maerial vorweg genommen.

Deutscher ureicbstag.
DZ . Berlin , 11 . März .

Das Kapttalflnchlgesetz, das bestimmt, daß statt bisher 300 (1
Mark in Zukunft 20000 Mark ins Ausland mitgenommen
werden können, wird in zweiter und dritter Lesung mit der
Maßgabe angenommen, daß die Geltungsdauer des Gesetzes
auf 31 . Dezember 1922 begrenzt wird . — Es folgt die Spezial¬
beratung des Branntweinmonopols . § 1 wird gegen die Stim¬
men der beiden kommunistischen Parteien und der Unabhän¬
gigen angenommen . Die weiteren Paragraphen werden in der
Ausschußfassung angenommen . — Angenommen wird sodann
ein -Kompromißantcag , wonach landwirtschaftliche Verschlutz -
brennereien , die ihre Brenngeräte toährend des Krieges für
Heereszwecke abgeliefert haben, bis zur Wiederinbetriebsctzung
ihrer Brennerei den Betrieb bei einer anderen Verschlußbren¬nerei , die nicht weiter als 18 Kilometer entfernt liegt, der¬
gestalt aufnehmeu können, daß der Branntwein wie in der
eigenen Brennerei hergeftellt wird. Ebenso wird ein weiterer
Kompromitzantraa angenommen, daß Brennereien abgefundentverden können, sofern sie vor Inkrafttreten dieses Gesetzes
als abgefundene Brennereien im Betrieb waren und jährlich
nicht mehr als 2 Hektoliter Weingeist Herstellen .

Zu einer eingehenden Aussprache führt 8 118, der 30 Mil¬
lionen zur Bekämpfung der Trunksucht und solcher der Volks¬

gesundheit drohenden Schäden ausfetzen will, die mit dem
mißbräuchlichen Dranntweingenuß zusammenhängen . Abg.

, Pnchta (U .S .) beantragt , im Jntereffe der Bevölkerung beson¬
ders der Arbeiterklassen das Wort »mißbräuchlich'1 zu streichen .
Abg . Behrens (D .-Natl . Vp . ) beantragt , bei der Verteilung
der -Steuergewinne entsprechendeBerücksichtigungder Kranken¬
kassen. Abg . Ersiug '

(Zentr .) widerspricht dem Anträge , da die
Krankenkassen zum Etat des Reichsarbeitsministeriums ge¬
hören . Abg . Brey (Soz . ) schließt sich dem an .

Nach längerer Debatte , in der namentlich die Linksparteien
gegen den Antrag Behrens Einspruch erheben, zieht Abg . Beh¬
rens seinen Antrag bis zur 3 . Lesung zurück . Vor der Ab¬
stimmung Wer den Antrag Puchta bezweifelt Abg . Höllein die
Beschlußfähigkeit des Hauses . Das Haus ist tatsächlich be .
schlußunfähig und die Sitzung wird um 3)4 Uhr abgebrochen.
Nächste Sitzung nachmittags 4 Uhr mit der gleichen Tages¬
ordnung .

Die Beratung des Branntweinmonopols wird beim § 118
fortgesetzt. Unter Ablehnung des Antrags der Unabhängigen
auf Streichung des Wortes „mißbräuchlich" wird der Para¬
graph in der Ausschuhfassung angenommen.

Abg . Koehnen (Komm.) beantragt, - den Paragraphen über
die Besteuerung der Essigsäure zu streichen und beziveifelt vor
der Abstimmung abermals die Beschlußfähigkeit des Hauses .

Die Sitzung wird demgemäß wieder abgebrochen .
Um 4 .20 Uhr vertagt sich das Haus auf 4 )4 Uhr. Tages¬

ordnung : Reichswehrministerium.
Nach der Vertagung erstattete der Abg. Stücklen (Soz . ) Be¬

richt und stellt fest, daß die Kosten für die kleine Reichswehr
höher seien als die für das gesamte .Re 'chscecr, da bei Aus¬
stellung die Besoldungsbedingungen beim Söldnerheer andere
seien als beim Volksheer. Er betont ausdrücklich , daß es rein
militärische Organisationen nicht gebe und daß nach der Ver¬
sicherung des Ministers die Reichswehr rückhaltlos auf dem
Boden der Republik stehe , während sich allerdings bei der Ma¬
rine reaktionäre Momente zeigen sollen .

Reichswehrminister Dr . Gehler : Der Etat bringt zum ersten
Male die Neuorganisation unseres Heeres nach den Bestim¬
mungen des Friedensvertrages zum Ausdruck. Sonach haben
wir auch ein Recht darauf , zu fordern , daß die interalliierte
Kontrollkommission abgebaut wird . Den immer wieder im
Auslande auftretenden Behauptungen , wir bereichten den Re¬
vanchekrieg vor, muh mit Entschiedenheit rntgegengetretern
werden . Moralisch läht sich unser Volk nicht abrüsten , wenn
es fortgesetzt befürchten muß , von bis an die Zähne bewaff¬
neten Nachbarländern überfallen zu werden . Die höheren
Zahlen des Etats beruhen auch darauf , daß es sich um Papier¬
mark handelt . Im Ausschuß habe ich die Frage , ob ich die
Erfüllung der verfassungsmäßigen Pflicht bei der Reichswehr
garantieren könne , rückhaltlos bejaht . (Protestrufe bei den
Kommunisten : Auch für Bayern ? ) Das Militärgerichtswefen
unterliegt jetzt der zivilen Gerichtsbarkeit . Es kann nach einem
Urteil disziplinär eingeschritten werden . Gegen Soldatenmiß¬
handlungen werde ich mit aller Energie Vorgehen . Voraus¬
setzung ist natürlich , daß der Mißhandelte Meldung erstattet .
Redner dankt der Marine für ihr uneigennütziges Verhalten
hei den schweren Eisbrecherarbeiten und konstatiert den jubeln¬
den Empfang , den die „ Medusa " bei ihrem Eintreffen in Stet ,
tin von der ganzen Bevölkerung erfahren habe.

Darauf wird . die Weiterberatung auf Dienstag nachmittag
2 Uhr vertagt . Schluß 6 )4 Uhr.

Das earantieprogramm der Deutschen
voikspartei .

Die Denkschrift, die die Vertreter der Deutschen Volkspartei
in der abschließenden interfraktionellen Besprechung über das
Steuerkompromiß vorlegten , nimmt in der Einleitung daraus
Bezug , daß die Partei ihre endgültige Zustimmung zu dem
Steuerkompromih von der Gewährung sachlicher und persön¬
licher Garantien abhängig gemacht habe , und zählt dann in
vier Abschnitten die Forderungen auf , in deren Erfüllung
sie die Garantien erblickt .

Abschnitt 1 der Denkschrift beschäftigt sich lt . „Frkf . Ztg .
'

mit der Verwendung der durch das Kompromiß und die
Zwangsanleihe zu schaftenden neuen Mittel . Die Denkschrift
erklärt es für unmöglich, daß die neuen Mittel , vor allem die
aus der Zwangsanleihe fließenden , dazu verwendet av r &en,
um Fehlbeträge der sogenannten werbenden Betriebe des Rei¬
ches, also insbesondere der Post und Eisenbahn , zu decken .
Diese Betriebe müssen sich vielmehr in Zukunst unter allen
Umständen selbst erhalten . Ebenso muß es ausgeschlossen
sein, daß die Mittel aus der Zwnngsanleihe dazu verwendet
werden , Devisen zu beschaffen und mit diesen Goldzahlungen
an die Entente zu leisten. Die Verwendung von Mitteln aus
der Zwangsanleihe zu solchen Zwecken wäre deshalb besonders
gefährlich, weil sie hierfür nur ein Jahr zur Verfügung stän¬
den , die Alliierten aber aus den stärkeren Leistungen , die sich
daraus für ein einzelnes Jahr ergeben, leicht auf größere
dauernde Leistungsfähigkeit schließen würden . Ms einzigen
Verwendungszweck der aus der Zwangsanleihc fließenden
Mittel bezeichnet die Denkschrift die Erfüllung der im Fn-
länhe aus dem Friedensvertrage abzudeckenden Verbindlich¬
keiten ( einesteils der Besatzungskosten, vor allem der Entschä¬
digung deutscher Lieferanten für Sachleistungen usw .) . Ob
diese Zweckbestimmung in das Mantelgesetz ausgenommen
werden soll und kann, bezeichnet die Denkschrift als eine
Frage von außenpolitisch- taktischer Natur .

Der zweite Mscknitt stellt Forderungen für die Verein¬
fachung nnd Verbilligung der Reichsverwaltnng auf . Die
Denkschrift geht davon aus , daß die Reichsverwaltung in den
letzten Jahren „viel zu großzügig " aufgebaut worden sei . Im
Reiche bestehe ein Überfluß an Ämtern bis in die Ministerien
hinein ; man habe einen Überfluß cm Beamten und einen
Wcrwaltungsaparat im Ganzen bekommen, der Die Reichs¬
kaffe mit unerträglichen Ausgaben belaste . Diese Ausgaben
abzubauen , liege in dem Augenblick alle Veranlassung vorhin
dem dem deutschen Steuerzahler neue Lasten zugemutet wür¬
den . Die Aufgabe der Vereinfachung und Verbilligung der
Reichsverwaltung müffe als Hauptaufgabe in die Hand eines
Organs gelegt »»erden, das sich ihr ausschließlich widmet und
schon durch seine äußere Stellung Mang und Stellung eines
Reichsministers ) die nötige Stärke besitze, um sich den Refforts
gegenüber kraftvoll durckzusetzen . Die Denkschrift schlägt des¬
halb vor, daß eine besondere Persönlichkeit unter der erwähn¬
ten besonderen Ausstattung ihrer Stelle eigen? mit der Auf¬
gabe betraut werde, die Vereinfachung und Verbilligung der
Reichsverwaltnng vorzubereiten und ihre Durchführung zu
überwachen und daß dieser Persönlichkeit eine kleine Kommis¬
sion aus besonders ausgewählten Sachverständigen zur Mit¬
arbeit unterstellt werde. Selbstverständlich würde es sich bei
der Arbeit dieser Kommission nur um Vorschläge handeln , die
die Körperschaft schließlich zu genehmigen hätte . Die Arbeit
der Kommission habe nur dann Aussicht auf Erfolg , wenn
Regierung und Parteien sie mit dem ernsthaftesten Willen
in ibrer Arbeit unterstützen , jeden begründeten Vorschlag un¬
voreingenommen zu prüfen und rücksichtslos durchzuführen .

Eine weitere Forderung der Denkschrift besagt , daß die für
den Posten des „Bereinfochnnqskommissars" auszuwählende
Persönlichkeit „ einerseits politisch unbelastet , andererseits aber
in der Reichs- und Staatsverwaltung praktisch durchaus er¬
fahren " sein muß . Innerhalb des Gesamtrahmens seiner
Tätigkeit müsse der VereinfachungSkommiffar. so fährt die
Denkschrift fort , auch Vorschläge zur Berrinkachun - und wirt¬

schaftlichen Gesundung der großen Reichsbetriebe machen. In .
den hierauf bezüglichen Ausführungen der Denkschrift heißt
-S :

„Die Regierung und Parteien müssen sich schon jetzt dar¬
über verständigen, daß sie bei Prüfung der demnächst be¬
züglich der Andersgestaltung der Betriebe eüva zu machenden
Vorschläge jeder vargefaßten Meinung entsagen und vor allem
einer Ausgestaltung nach der Richtung eines mehr privatwirt »
fchaftltchen Ausbpus nicht von vornherein aus mehr oder
weniger theoretischen Gründen oder nur aus parteipolitischen
Rücksichten widersprechen würden . Sie müßten sich schon jetzt
ausdrücklich bereit erklären , alle Vorschläge unvoreingenom¬
men zu prüfen , die eine wirtschaftlichere Führung der Reichs-
Verkehrsbetriebe zu gewährleisten geeignet find, und sich ver¬
pflichten, nicht ohne weiteres Maßnahmen al« ulehnen , die
den Wirkungsgrad der Unternehmen erhöhen können, selbst
wenn sie nicht ganz mit ihren eigenen wirtschaftlichen und
parteipolitischen theoretischen Meinungen im übrigen im Ein -
klang stehen ."

Eisenbahn und Post müßten , so heißt es weiter , entpoliti¬
siert und soweit irgend möglich , rein wirtschaftlich behandelt
werden , wobei die Hoheitsrechte des Reiches und die Rechte
der Beamten zu wahren wären .

Für die Zukunft fordert die Denkschrift weiterhin , daß dem
Reichsfinanzministerium eine starke Möglichkeit der Einwir¬
kung auf die Gestattung der Reichsausgaben eingeräumt ,
weiche. Die Stellung des Reichsfinanzministers müffe deÄhalli
in dieser Beziehung erheblich verstärkt werden, indem ihm ein
unbeschränktes Einspruchsrecht gegen erhebliche Neubelastun¬
gen des Reichshaushalts gewährt und dieses Recht auch fest¬
gelegt werde . Endlich -müsse von der Übung abgegangen
werden, im Rcichsetat Sammelkredite n größerem Umfange
einzustellen, und zu dem Grundsatz weitgehender Speziali¬
sierung der Anforderungen zurückgekehrt werden .

Der dritte Abschnitt der Denkschrift erörtert Vorschläge zur
„Stärkung der deutschen Wirtschaft" . Es heißt hier , daß die
deutsche Wirtschaft die neuen Lasten nur tragen könne, wenn
man ihre Produktivität stärke und alle Maßnahmen ver¬
meidet , die ihre Leistungsfähigkeit beeinträchtigen ! könnten.
Zwei Dinge kämen herbei vor allem in Betracht :

a) Die Fesseln und Einschränkungen , unter denen die deutsch«
Wirtschaft noch aus der Kriegszeit her arbeitet , müßten nach
und nach abgebant werden , die Zwangswirtschaft für die
Gütererzeugung wie für den Güterabsatz im In - und Aus¬
lände und insbesondere auch für die Preisbildung müßte
daher schrittweise abgebaut werden . „Die sicherste Gewähr
dafür würde . in Pcrsonalverschiebunaen in den Ämtern zu
finden gewesen sein. Inwieweit solche nötig und möglich
sind, soll hier nicht weiter erörtert werden .

"
b ) Neue Maßnahmen , die die deutsche Wirtschaft belasteten , .

müßten mit allergrößter Vorsicht auf ihre Wirkung in der
Richtung geprüft werden , ob sie die Leistungsfähigkeit hem¬
men oder beeinträchtigen könnten . — Im einzelnen heißt eV
weiter :

„Die deutsche Wirtschaft oder auch die politischen Parteien
müssen verlangen , daß über wirtsckm'ftlicke Verpflichtungen ,
die wir gegenüber den Enetentestaaten übernehmen , nicht die
Regierung allein entscheidet , sondern daß vor'

so weittragen¬
den Entscheidungen , wie sie z. B . das Wiesbadener Abkom¬
men gebracht hat nnd wie man sie anscheinend setzt auch mit
anderen Staaten zu vereinbaren geneigt ist, sowohl die be¬
rufenen Wirtfchjaftsvertvetungen wie auch die parlamenta¬
rische Vertretung des deutschen Volkes gehört werden , unh
daß man sich über berechtigte Wünsche , die dabei zum Aus¬
druck kommen, nicht hinwegsetzt. Es muß deshalb verlangt
werden , daß über Abkommen aus dem Friedensvertrag , die
größere finanzielle öder ernste grundsätzliche Bedeutung ha¬
ben , Wirtschaftsvertretungen und Parlament gehört werden .

"
Der letzte , vierte , Abschnitt des Memorandums stellt die

Forderung auf, daß mit der ungehemmten Ausgabe neuer
Scbatzschjeine und der damit verbundenen Steigerung der In¬
flation gebrochen und versucht werde , den normalen Weg der
Geldbeschaffung wieder zu beschreiten. Es müffe angestrebt
werden , wenigstens einen Teil der Mittel zur Deckung der
Ausgaben des außerordentlichen Haushalts wiederum durck
eine fundierte Anleihe zu gewinnen .

Die Verbrmdlnngen im isseicbsünanz-
ministerium .

über die Erhöhung der Gehatter der Beamten und Staats »
bediensteten wurden , wie die Blätter miteilen , abgebrochen,
da die Reichsgewerkschaft Deutscher Eisenbahnbeamten sich
weigerte, ihren Berhandlungsführer , den die Reichsregierung
ablehnte, durch einen anderen zu ersetzen . Hierauf wurde die
Sitzung unerbrochen. In der Besprechung der Beamten - und
Gewerkschaftsvertreter stellten sich die Mitglieder des Allge¬
meinen Deutschen Gewerkschaftsbundes und des Deutschen Be-
aintenbundes auf den Standpunkt , daß die Regierung einen
Bevollmächtigten irgend einer anderen Körperschaft nicht bean¬
standen solle . Der Reichsbund höherer Beamten und der
Deutsche Gewerkschaftsbund ( Christlich ) vertrat dagegen die
Ansicht, daß man der Regierung aus Gründen der Staats¬
autorität nicht zumuten könne , mit einem Beamten zu ver¬
handeln , gegen den ein Disziplinarverfahren im Gange sei .
Bei Wiedereröffnung der Sitzung gab Ministerialdirektor von
Schlichen folgende offizielle Erklärung ab, daß die Negierung
nicht mit einem Beamten verhandeln könne , der wegen schwe».
rer Verfehlung in seinem Berufe ein Disziplinarverfahren
notweidig gemacht habe. Diesen Standpunkt teilen der Reichs,
verkchrsministcr «. der Rcichsfinanzminffter und auch der
Reichskanzler. Unter solchen Umständen sei an eine Weiter -
führung der Besprechung nicht zu denken . Darauf wurde die
Besprechung geschloffen . Im Anschluß daran besprachen die
Beamten - und Gewerkschaftsvertreter noch einmal den Fall .Die Gewerkschaften wollen den Reichskanzler um sein Ein -
greifen in die Angelegenheit ersuchen .

Die NeicksgewerksGatt deutscher Lisen -
babndeamtcn und Anwärter

wendet sich in einem längeren Schreiben gegen die vom „Berl .
Tageblatt " veröffentlichte sogen . Geheimverordnung der Streik¬
leitung und sagt u . a. : „Das ganze vom „Berl . Tageblatt " in
der Morgenausgabe des 3 . März abgedruckte Schriftstück ist von
A bis Z frei erfunden . Keinem Mitglied des geschäfisführen.
den Ausschusses ist eine Zeile dieser angeblichen Richtlinien
bekannt geworden. Mithin muß das ganze Dokument , falls
ein solches überhaupt exisffert, außerhalb der Reichsgewerk-
schastsleitung von unberufener Seite zu durchsichtigen Zwecken
an gefertigt worden sein . Es ist nnwahr , daß von der Reichs,
gewerkschaftsleitung irgendwelche Sabotagerichtlinien heraus¬
gegeben worden seien. Es ist ferner unwahr , daß der Trans¬
port Bewaffneter von uns irgendwie in Erwägung gezogen
worden wäre . Wahr ist vielmehr,' daß die Reichsgewerkschaft
ebensowenig Richtlinien für die Ausführung von Transporten
Bewaffneter wie für sonstige Transporte während des Streiks
ausgegeben hat und daß sie mit „Bewaffneten " niemals unv
nirgends Beziehungen irgendwelcher erdenklichen Art unter¬
halten hat oder an derlei abenteuerliche Hirngespinste auch uur
im entferntesten einen Gedanken zu verschwenden gedenkt.
Unsere Organisation ist eine reine Gewerkschaft und weist, der¬
artige beleidigende Unterstellungen auf das entschiedenste zu¬
rück. Unwahr ist ferner , daß die Anwendung »on Terror ob »



K «t »«den sei . D«» «anze angebliche Reichsgetrwrkschafts-
nent ist ein dreister SSt unerhörter Verleumdung , und
» erden im Falle seiner Verbreitung gegen die dafür Der .

»»twortlichen die entsprechenden gerichtlichenSchritte einleiten .
In den von der Zentr atstreikleltung herausgegebenen Aus»

führungsbestimmungen , die als einzige offizielle Richtlinien zu
»elten haben, heißt es wörtlich: Notstands arbeiten sind auSzu-
pihren , um den Schutz und die Sicherung des Bahneigentums
» nd der Bahnanlagen zu ermöglichen. Weiter steht dort : Fr -

ndwelchen Verwicklungen mit Militärpersonen oder mit Kra -
elern aus dem Publikum ist aus dem Wege zu gehen. Und

schließlich : Gegen wilde Maßnahmen und Sabotage ist einzu -
scbreiten."

Radiscke Ullebersicbt.
Vadiscder Landtag .

DZ . Karlsruhe , 10. März .
£ n der Nachmittagssitzung wurden zunächst 90 000 Mark fürdie Erstellung von Schutzmannswohnungen in Pforzheim be¬

willigt . Darauf gab das Haus seine Zustimmung zur Betei¬
ligung des Staates an den oberbadischen Kaligewerkschasten,über die der Ausschuß eingehend verhandelt hatte . Erledigtwurde ferner das Nachtragsgesetz zum Haushalt für 1920/21.Darin find Wirtschaftsbeihilfen an Beamte in sogenannten
Lberteuerungsorten vorgesehen. Der Aufwand für das erste .
Vierteljahr 1922 beträgt 6,6 Millionen . ^

Der Berichterstatter Abg . Dr , Baumgartner (Zentr .) machte .namens des Ausschuffes schwere Bedenken gegen die neue Art
von Beamtenaufbesserung seitens des -Reiches geltend. Man
habe übersehen, daß Baden eine einzige Teuerungszone dar¬
stellt. Der Ausschuß beantragte gleichwohl Annahme, damit
tun Beamten für den Augenblick geholfen werden kann,
empfahl aber, eine an das Reich gerichtete Entschließung auf
baldige Abkehr von dem betretenen Wege. Die Vorlage wurde
gegen vier Stimmen der äußersten Linken bei einigen Stimm¬
enthaltungen angenommen , mit ihr auch die Resolution .

In der fortgesetzten Einzelberatung über das Ministeriumdes Innern sprach Abg . Bock (Komm. ) zum Thema : Gewerbs¬
mäßige Unzucht. Er bemerkte u . a ., die meisten Ehen seien
Prostitution . (Rufe : Unerhört . Ordnungsruf des Präsiden¬
ten . ) Im weiteren Verlaufe seiner Rede zog sich der Redner
einen zweiten Ordnungsruf zu.

Abg . Frau Nnger (U .S .P . l kam zur Ablehnung der Zcn-
trumsanträge . Abg . Dr . Glöckner (Dem .i behandelte die Frage
dom Standpunkt des Juristen . Der bestehende Rechtszustand j
fei eine Unmöglichkeit . Minister Remmele erklärte , daß auf '

erneute Angriffe de» Abg. Bock beim Titel Polizei zurückkom¬men werde.
Abg. Frau Giebert (Zentr :) äußerte sich über den Kampf

gegen Schmutz» und Schundliteratur / Für die Aufklärung seidie Volksschule nicht der geeignete Platz . Man überlasse der
sittlich hochstehenden Mutter , ihrem Kinde den richtigen Weg
zu weisen. (Zustimmung .) Das Lichtspielgesetz habe völlig
versagt. Die Filmfabrikanten seien übermächtig. Die Red¬
nerin unterstrich nachdrücklich die Forderungen ihrer Parteiund empfahl z»r Bekämpfung der Prostitution das Bielefelder
Fürsorgesystem. Die Auffassung des Abg. Bock müsse ent¬
schieden zurückgewiesen werden.

Abg . Mayer ^ larlsruhe (D .-Natl .) : Mit den Anträgen Dr .
Schofer und Frau Dr . Bernays sind wir einverstanden . Die
Tätigkeit des Professors Bronner in Berlin verdient Dank und
Bewunderung . Damit war die. Rednerliste erschöpft .

Die Abstimmung über die Anträge wurde vertagt . Eine
große Reihe von Positionen fanden ohne Debatte Erledigung .
Nächste Sitzung : Montag, den 30. März , nachmittags K4 Uhr.
Schluß 7 Uhr.

Die 2000 M .-Vorlage twt Landtag .
In dem Bericht über die Landtagsisitzung boorß . Märrr (Nr . 53 der „Karlsruher Zeitung ") in wel¬

cher die in der - ltzberschrfft sestgehaltene Vorlage erledigtwurde , fehlte »in Teil des Referats des Abg. Marumi .Es handelte sich dabei um einen Antrag der Herren Abg . Dr .Haneistann . und Weber , der verlangt , daß die Teue¬
rungszulage nicht entsprechend der Regierungsvorlage den
Beamten mit einem Grundgehalt bis gu 30 000 M . gegebenwerde, sondern- allen planmäßigen und außerplanm 'ringenBeamten der Gruppen I—>XII einschließlich . . Der Antragwollte also all « , Beamten der Gruppen I—XII , nicht aber
den Beamten der Gruppe XIII und den Beamten mit Einzel¬
gehältern diese Teuerungszulage geben. Er wurde im Haus -
haltsausschuß « it 18 gegen 3 Stimmen a b g e l e h n t . Un¬
sere Leser finden den genauen Wortlaut des Referats des
Abg. Marum in dem der gestrigen Nummer der Zeitung bei¬
liegenden Amtlichen stenographische » Bericht.

Line Mordtat in Llnteröwisdeim .
Aus UnteröWisheim (Ar Bruchsal) berichtet ditz „B. Pr ."vom 10. März : Gestern abend kurz vor 6 Uhr wurde der 26-

jährige ledige W. Höpfinger unter einem Baum erschossen
aufgefunden . Höpfinger war auf feistem Grundstück vor dem
Orr , an der Straße nach Zeuthern gelegen mit dem Zweigeneines Baumes beschäftigt , als ihn eine Kugel in die rechte

Lunge raf «nb me tot vom Saum fiel. D«c Schutz, wurde fastim ganzen Ort gehört und ein Mann , der im Acker nebenanarbeitete und dem Höpftstger unmittelbar sofort zu Hilfeeilte, fand nur noch einen Toten vor. Es konnte nicht festge -stellt werden , ob der Schutz absichtlich auf Höpfinger abgegebenwurde oder ob es sich nur eine verirrte Kugel eines wildenSchützen handelte . Die Gendarmerie Bruchsal begab fch ge¬stern abend sofort an den Tatort , um Erhebungen anzustcllen.Der Verdacht, Höpfinger erschossen zu haben fiel, laut
„Bruchsaler Zeitung " auf den Landwirt Heinrich Frey , der umVtW Uhr abends im Gasthaus zur „Traube " verhaftet wurde.Als sich Frey , der in angetrunkenem Zustande war , der Fest-nähme widersetzten, wurde er gefesselt in den Ortsarrest ge-bracht. Nachts 142 Uhr versuchten seine Söhne den von zweiGendarmen bewachten Berhasteten zu befreien, indem siedas Rathaus unter Feuer nahmen , die Tür zum Rat¬haus einschlugen und dem Vater eine Axt durch das zer.trümmerte Fenster hineinwarfen . Bei der blinden Schießereierhielt der alte Frey eine« Bauch - und « opffchuß, so daß anseinem Aufiommen gezweifelt werden muß . Gendarm Walterwurde durch Kopf -Streifschuß und der Sohn Ott» Frey durchKopfschuß verletzt. Die Gendarmerie erhielt im Laufe derNacht Verstärkung aus Odenheim und Bruchsal.

Schwarzbrenner in Sasbacb .
‘

Amtlich wird uns mitgeteilt : In einer der letzten Nächtewurde in Sasbach iAmt Achern ) eine polizeiliche Kontrolleauf unerlaubtes Brennen vorgenommen. Bei der Durch¬suchung, die sich in der gleichen Weise wie bei den anderwärtsvorgenommenen Kontrollen vollzog , wurden ganz erheblicheMengen zum Brennen bestimmten Materials (wie Zucker , Si¬rup , Maische, usw. ) zutage gefördert und außerdem einigeSchwarzbrenner festgestellt .

f ^ as Gefcimntf.tvarum
, 45 msnchenoits so

feinen billigenKaffeegibt :
Jüan Kocht mit der echten
Pfeifferdoilbi« feiff<e-Cfr<nz !

MachenSieebenfalls'
einen versuch;

Originaktofcn und SifbeTpalme md«n Gefcbäftcn !

Badenwerk
Zeichnungsaufford er ung

auf
reichsmündelsichei *e

Mark 300000000 5%, vom Jahre 1927 ab zu 102% rückzahlbare Teilschuld -
verschreibungen oder Handdarlehen

der

Badischen Landeselektrizitätsversnrgung A. - G.
Erststellig hypothekarisch gesichert , vom Lande Baden für Kapital und Zinsen

selbstschuldnerisch verbürgt , reichsmündelsicher .
Die Badische Landeselektrizitätsversorgung Aktiengesellschaft (Badenwerk ) ist am 6 . Juli 1921

gegründet worden .
Der Sitz der Gesellschaft ist Karlsruhe ; ihre Dauer ist nicht beschränkt ;
Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt zur Zeit M . 100000000 , «unbezahlt mitM . 47500000 . Es befindet sich ganz im Besitz des Landes Baden .
Gegenstand des Unternehmens ist, in Baden vorhandene Kraftquellen fü - die Bedürf¬nisse insbesondere des Landes Baden nutzbar zu machen , für eine ausreichende und preis¬werte Liefei ung elektrischer Arbeit zu sorgen und auf möglichst vollkommene Kraftwirtschafthinzuwirken . Die Gesellschaft kann hierzu kraftwirtschaftiiche Anlagen , namentlich badischeWasserkräfte ausbauen und betreiben oder betreiben lassen und sich auch an anderen

Unternehmungen zur Förderung des Gescteftszweckes beteiligen .
Zur Erfüllung vorgenannter Aufgaben wird da» Land Baden der Gesellschaft vorzugs¬weise das Recht zur Führung von Starkstromleitungen nebst Zubehör auf, über und unter

Staatseigentum verleihen und hat ihr ferner die in seinem Besitz oder für dasselbe im Baubefindlichen Elektrizitätsanlagen zur Versorgung Nord - , Mittel - und Südbadens übertragen ,Dämlich:
1 . Das Murgwerk mit einer installierten Leistung von 30000 PS . und einer Jahreserzeugungvon durchschnittlich 60000000 Kilowattstunden .
2. Die 100 000 Volt -Schalt - und Transformatorenhäuser Forbach , Scheibenhardt und Rheinaunebst einer 100000 Volt -Leitung Forbach —Karlsruhe — Mannheim .
3 . Die 45000 Volt -Leitung Singen — Stockach nebst Haupt - und TransformatorenstationStockach .
4 . Die 20000 Volt -Haupt - und -Verteilungsleitungen nebst zugehörigen Schalt - undTransformatorenstationen und Ortsnetzen zur Versorgung Nord - und Mittelbadens imAnschluß an das Murgwerk und an die mit diesem zusammenarbeitenden nicht -staatlichen Dampfkraftzentralen .
5 . Die 15000 und 5000 Volt -Leitungen nebst zugehörigen Transformatorenstationen undOrtsnetzen zur Versorgung der Amtsbezirke Konstanz , Meßkirch , Pfullendorf , Stockach ,Ueberlingen mit dem badischen Anteil aus dem Rheinkraftwerk Eglisau .Die Anlagen zu 1 , 2 und 3 sind im Betrieb ; von den unter 4 und 5 genannten An¬lagen sind zur Zeit 1264 km Leitungen im Betrieb bezw . fertig , 187 km in* Bau , 119 km"

noch zu erstellen : 466 Transformatorenstationen sind im Betrieb bezw . fertig, 36 im Bau ,94 noch zu erstellen ; 402 Ortsnetze sind im Betrieb bezw . fertig, 50 im Bau , 24 noch zuerstellen .
Von dem bisher fertiggestellten Teil der Anlagen werden neben 339 Landgemeindenzahlreiche Städte , wie Baden -Baden , Bruchsal , Durlach , Ettlingen , Heidelberg , Rastatt , fernerim Zusammenarbeiten mit den bestehenden örtlichen Werken auch die Städte Mannheim ,Karlsruhe und Pforzheim mit ihrer bedeutenden Industrie versorgt . Das Murgwerk alleindeckt etwa die Hälfte des derzeitigen Gesamtbedarfes von Nord - und MitteDbaden.Um die weiterbestehende große Nachfrage nach Kraft befriedigen za können , hatsich die Gesellschaft an dem zu errichtenden Großkraftwerk Mannheim von 36000 KW .Leistung beteiligt , das im Herbst 1923 in Betrieb kommen dürfte .Ferner soll auBer der geplanten Erweiterung des bestehenden Murgwerkes durch Angliederungeiner Schwarzenbach -Speicheranlage im nördlichen Schwarzwaid nunmehr im südlichen Schwarz¬wald ein großes Hauptspeicherkraftwerk errichtet werden , welches das natürliche Becken des Schluch¬sees ausnützen will, der — zu diesem Zwecke um 30 m gestaut — einen Nutzinhalt von100 Millionen cbm erhalten wird . Bei einen» Gesamtgefälle voe 600 m, welches auf einer Längevon 25 km bis zum Rhein in mehreren Stelen ausgenützt werden sali , ist dis Erzeugung diesesWerks in seinem Vollausbau bei einer Spitzenleistung von rund 220 000 PS- auf jährlich 300Millionen Kilowattstunden veranschlagt .
Den großen Rheinkraftwerken zwischen Basel und Schaffhausen soll ctis Schluchsee¬werk durch die Möglichkeit weitgehendster Wasserspeicherung die größtmögliche Aus¬nutzung der unkonstanten Kräfte des Oherrheines gewährleisten .Die Bauzeit für die oberen zwei Stufen , welche etwa die Hälfte der Kraft bringen ,wird auf höchstens drei Jahre veranschlagt .
Zur Inangriffnahme der Vorarbeiten für . das Werk soll geschritten werden , sobalddas Ergebnis eines am 1 . März d . J . abschließenden Ideenwettbewerbes vorliegt.Gleichzeitig mit der -Erstellung des Schluchseewertes und anderer badischer Speicheran¬lagen sollen die zur Sammlung und Verteilung der in Baden gewonnenen Wasserkraftenergieerforderlichen Höchstspannungsleitungen erstellt werden .
Geplant ist eine etwa 230 km fange H airptlan dessammelschiene für eine Spannungvon mindestens 100000 Volt , die vom Oberrhein nördlich verläuft und Anschluß an dasMurgwerk sowie an die bereits bestehende 100 000 Voft -Sammelschiene Forbach —Karlsruhe -

Mannheim erhält . Hier werden das in der Ausführung begriffene Großkraftwerk Mann Heim*sowie die ebenfalls in Angriff genommenen Kraftwerke an den badischen Staustufen desNeckars angeschlossen werden . Ein Anschluß dieser Baden durchziehenden elektrischenHauptverkehrsstraße mit denen der Nachbarländer ist vorgesehen , mit der pfälzischen be¬reits helgestellt
An geeigneter Stelle im Schwarzwald wird ferner eine Transformatoren - und Schab -Station vorges« ien werden , die den Anschluß von etwa 190 km 50000 Volt-Leitungen andie 100000 Volt -Land essammeischiene ermöglichen soll. °
Diese 50 000 Volt -Leitungen sollen der Badischen Landeselektrizitätsversorgung seithermit ihr noch nicht in Verbindung stehende Badische Landesteile erschließen und zugleicheinige im Schwarzwald an der Elz , Kinzig und Gutach geplante Speicherkraftanlagen mitt¬leren Umfanges mit der Landessarnmelschiene in Verbindung bringen ; es wird ihnen daherdie Eigenschaft von Hauptverteilungs - und Zubringerleitungen zukommen . Sie werden etwavon Villingen über Triberg nach W aldkirch und Freiburg , hier mit Anschlußmöglichkeit andie 70 000 Volt -Leitung Laufenburg —Mühlhausen — Freiburg , bzw. über Triberg nach demoberen und unteren Kinzigtal führen .
Eine weitere Strecke wird , zugleich die Verbindungsstufen des Schluchseewerkes bildend ,vom Oberrhein etwa bei Waldshut nach Neustadt i . Schwarzwald führen . Durch dieseLeitungen werden alle großen badischen Industriegebiete — soweit dies noch nicht derFall ist — Ars hluß an die Taridessammelschicne erhalten , was nach erfolgter Durchführungdes vorstehenden Progranunes einen günstigen Erfolg auf die Entwickelung dieser Gebietezur Folge haben dürfte . _
Zur Beschaffung der für den Aushau des Schluchseewerkes und des zugehörigen Teilesdes zentralen Landesnetzes erforderlichen Mittel gibt das Badenwerk zunächst

nom . M . 300000000
mit 5 vom Hundert verzinsliche , vom Jahre 1927 ab zu 102 % rückzahlbare Teilschuldver¬
schreibungen oder Handdarlehen aus, die durch auf das Schluchseewerk und das zugehörigeelektrische Leitungsnetz einzutragende eislstellige Hypothek und durch die Bürgschaft desmit seinem Gesamtvermögen für Kapital und Zinsen haftenden Landes Baden sichergestelltwerden , also reichsmündelsicher sind . Die Gesellschaft hat sich das Recht Vorbehalten ,weitere M . 700000000 zu gleichem Rang hypothekarisch eintragen zu lassen. Diese Hypo¬theken sind auszudehnen auf sämtlichen Grundbesitz und Anlagen , die für die gesamtenM . 1000000000 erworben oder erstellt werden . Der Erlös der Anleihe darf nur zur Er¬stellung des Schluchseewerkes und des Landeselektrizitätsnetzes , sowie zum Erwerb hierfürnötiger Grundstücke verwendet werden . Beteiligungen an anderen Gesellschaften sind biszur Höhe von 12 % des jeweilig begebeneq Anleihebetrages aus Mitteln der Anleihe ge¬stattet - Für den Betrieb verpfändeter Anlagen notwendige spätere Anlagen müssen eben¬falls verpfändet werden .

Die Teilschuldverschreibungen lauten auf den Inhaber und gelangen in Abschnittenvon M . 20000 , 10000 , 5000, 2000 und 1000 zur Ausgabe . Die Verzinsung beginnt am
1. April 1922 . Die Zahlung der Zinsen erfolgt halbjährlich , jeweils am 1 . Apnl und I . Ok¬tober . Die Einlösung der Teilschuldverschreibungen wird zu 102 % vorgenommen im Wegeder Auslosung, beginnend mit dem Jahre 1927 , mit jährlich mindestens 1 vom Hundert des
ursprünglich ausgegebenen Betrages zuzüglich der eisparten Zinsen aus den eingelösten
Teilschtüdverschreibungen . Die Auslosungen erfolgen im Monat April zur Heimzahlungam 1 . Oktober eines jeden Jahres , erstmals im Juni 1927 zur Heimzahlung am 1. Oktober 1927 .Die Schuldnerin ist befugt , vom Jahre 1932 ab verstärkte Auslosungen vorzunehmen oderauch sämtliche noch ausstehenden Teils <huldverschreibungen und Handdarlehen mit einerFrist von drei Monaten zu einem Zinstennin , zuerst also zum 1 . Oktober 1932, zu kündigen .Die Handdarlehen sind den Teilschuld Verschreibungen in bezug auf Verzinsung zu 5% ,Tilgung und Rückzahlung zul02 °/o, hypothekarische Eintragung und Bürgschaft des LandesBaden vollständig gleichgestellt . Ueber jedes Handdarlelm wird ein Darlehnsschein direktzwischen der Gesellschaft und dem Darlehnsgeber ausgestellt .

Die Regierung des Landes Baden hat auf Grund der ihr vom badischen Landtagin der Sitzung vom 16. Dezember 1921 erteilten Ermächtigung die Bürgschaft für Verzinsungund Heimzahlung der Teilschuldverschreibungen und Handdarlehen übernommen . Die
Genehmigung zur Ausgabe dieser Inhaber -Schuldverschreibungen und Handdarlehen gemäß§ 795 BGB . ist von der Regierung des Landes Baden e ; teilt.

Die Notierung der Anleihe an den Börsen von Berlin, Frankfurt a . M . und Mannheimwird beantragt werden . _



Die vorstehend beschriebenen
■om . Mark 300000000

B •/, , n 102 7, rückzahlbaren , erststellig hvptthekarisck etamtrageMfo«, vam Lande Baden ver¬
bürgten reichsmündelsichere « Teilschuidyersct )reibnagen »der HamkUrlehaa

der
Badischen Landeselektrizitätsversorgung A.-G . (Badenwerk )
werden hiermit zur Öffentlichen Zeichnung unter folgenden Bedingungen aufgelegt :
1. Zeichnungen werden bis einschließlich

Freitag , den 24 . März 1922,
bei der Direction der Disconto - Gesellschaft in Berlin und deren Niederlassungen in Bielefeld,

Braunschweig , Bremen , Breslau , Coblenz, Dortmund, Elberfeld, Essen, Frank¬
furt a. M., Halle a- 8 ., Hannover, Hildesheim, Magdeburg, Mainz , Manchen,
Münster, Saarbrücken, Stuttgart, Tri« , Vaihingen a. £ . und Wiesbaden:

„ „ Deutschen Bank in Berlin und deren Niederlassungen in Augsburg, Barmen, Biele¬
feld , Braunschweig , Bremen , Breslau , Cassel , Coblenz, Crefeld , Darmstadt, Dresden,
Düsseldorf , Elberfeld , Frankfurt a. M ., Gotha, Hamburg, Hannover, Köln, Leipzig ,
Magdeburg, Mainz , München, Nürnberg, Saarbrücken, Trier, Weimar und Wies-
ba< en ;

„ n Bank für Handel und Industrie in Berlin und deren Niederlassungen in Augsburg,
Barmen, Bensheim , Bielefeld, Braunschweig , Bremen, Breslau , Bruchsal , Cassel
Crefeld , Coblenz , Darmstadt, Dortmund, Dresden, Düsseldorf, Elberfeld , Essen ,
Frankfurt a. M ., Freiburg i . Br . , Hamburg, Halle a . 8., Hannover, Kehl, Köln ,
Landau (Pfalz), Leipzig , Lörrach, Ludwigsnafen , Magdeburg, Mainz , Mannheim ,
München, Neustadt a. H . , Nürnberg, Offenburg i. B., Pforzheim , Pirmasens,
Speyer, Stuttgart, Trier, Wiesbaden, Worms ;

„ „ Commerz- um Privat-Bank Aktiengesellschaft in Berlin und deren Niederlassungen m
Augsburg, Barmen, Braunschweig , Bremen, Breslau , Dortmund, Dresden, Düssel¬
dorf, Elberfeld, Essen , Frankfurt a . M., Halle a. 8-, Hamburg, Hannover, Köln,
Leipzig , Magdeburg, Mainz , Mannheim, München, Nürnberg, Stuttgart, Weimar;

„ „ Nationaibank für Deutschland Kommanditgesellschaft auf Aktien in Berfa und deren
Niederlassungen in Bremen, Dortmund, Hamburg, Hannover, Köln, Oldenburg,
Osnabrück;

„ „ Rheinischen Creditbank in Mannheim und deren Niederlassungen m Achem, Baden-
Baden, Bensheim , Bretten, Bruclisal , Bühl , Donaueschingen, Emmendingen, Ett¬
lingen , Frankenthal (Pfalz ), Freiburg i. Br., Furtwangen, Gernsbach, Heidelberg,
Herrenalb, Homburg ( Pfalz), Homberg, Kaiserslautem, Karlsruhe, Karlsruhe- Miihl -
burg, Kehl, Konstanz , Lahr i. B ., Landau (Pfalz), Liehtenau- Ulm, Lörrach, Mühl¬
acker, Neunkirchen (Saar), Neustadt a . d . H ., Oberkirch, Offenburg, Pforzheim ,Pirmasens, Rastatt, Säckingen , Singen a . H ., Speyer a . Rh ., Triberg, Ueberlingen,
Vaihingen a- E. , Villingen , Weinheim a. d- B ., Wertheim a. M -, Worms, Zell iw .,
Zweibrücken ;

„ „ Süddeutschen Disconto -Gesellschaft A . - G. in Mannheim und deren Niederlassungen in
Alzey , Baden-Baden, Bad Dürkheim, Brette; i , Bruchsal , Bühl , Durlach, Eden-
koben, Emmendingen, Ettlingen, Freiburg i. Br . , Gaggenau, Germersheim, Gerns¬
bach, Heidelberg, Kaiserslautern, Karlsruhe, Kehl, Konstanz, Lahr i - R , Landau,
Lörrach, Ludwigshafen a . Rh., Mosbach, Müllheim i. B ., Neustadt a. d . H . , Offen¬
burg, Oppenheim a. Rh., Osthofen, Pforzheim , Pfullendorf, Pirmasens, Radoifszell ,Rastatt, Schwetzingen , Singen a. H . , Tauberbischofsheim, Triberg, Ueberlingen,
Villingen , Weinheim, Worms;

„ „ Badischen Bank in Mannheim und deren Niederlassung in Karlsruhe;
„ „ Badischen Girozentrale in Mannheim und deren Niederlassungen in Freiburg i . Br.

und Darmstadt (Hessische Girozentrale) ;
„ dem Bankhause Veit L. Homburger in Karlsruhe ;
„ „ Bankhause Lazard Speyer-Ellissen in a M . :
„ „ Bankhause Jacob 8 H . Stern in Frankfurt a . M.
„ „ Bankhause 8t aus & Co. in Karlsruhe ;

sowie ferner
bä der Allgemeinen Deutschen Credit- Anstalt in Leipzig und deren Niederlassung in Dresden ;

bei der Bank für Thüringen vorm. 8. M. 8trupp Aktiengeselhckaft in Mtiuhigeu und deren
Niederlassungen in Gotha und Weimar;

„ dem Barmer Bank-Verein Hinsbarg, Fischer & Comp , in Barme« und dessen Niederlassungen
in Bielefeld , Crefeld, Dortmund , Düsseldorf, Osnabrück und Stegen ;

„ der Bayerischen Disconte - und Wechselbaak A .-G. in Nürnberg und deren Niederlassung
in Augsburg ;

„ „ Bayerischen Hypotheken- und Wschsel -Ban't in München;
„ .. BayerischenVereinsbank in Münchenundderen Niederlassung inAugsburgund Nürnberg;
„ „ Bayerischen Vereinsbank Abteilung Handelsbank in München und der Niederlassung

in Augsburg ;
„ „ Deutschen Vereinsbank in Frankfurt a. M. ;
„ „ Essener Credit Anstalt in Essen und deren Niederlassungen in Crefeld, Dortmund,

Düsseldorf und Münster;
„ dem Halieschen Bankverein vsu Kuiisch Kaempf ft Ce. Kommanditgesellschaft auf Aktieu

Halle a . 8 . ;
„ der Hildesheimer Bank in Hildasheim;
„ „ Mecklenburgischen DeposiMa- und Wechselbauk in Schwerin ;
„ „ Norddeutschen Sank in Hamburg in Hamburg;
„ „ Oldenburgtscheu Spar - und Leih Bank in Oldenburg;
„ „ Osnabrücker Bank in Osnakrflck und deren Niederlassung in Münster;
„ dem A. Schaafhausen’schen Bankverein A.-G. in Kühr und dessen Niederlassungen in

Crefeld , Düsseldorf und Siegen ;
„ der Siegener Bank in Siegen ;
„ „ Vereinsbank in Hambnrg in Hamburg;
„ „ Württembergiseheu Vereiosbank A.-G . in Stuttgart ;
„ „ Württembergischen Bankaaalalt vormals Pflaum ft Ce. in Stuttgart

während der bei jeder Stelle üblichen Geschäftsstunden entgegengenommen. Die An¬
meldescheine sind bei den Stellen kostenfrei zu haben. Früherer Schluß der Zeichnung,
bleibt Vorbehalten .

2. Der Zeichnungspreis betrügt für
die Teiischuldverschreibungau lOO1/. */», zuzüglich Schlußscheinstempel ,
die Handdarlehen 99 '

4
*/o-

Die Abrechnung der gezeichneten Teilschuldverschreibungenund Handdarlehen erfolgt
per 31 . März 1922 , so daß bei Teiischuldverschreibungen und Handdarlehen , deren Ver¬
zinsung am 1 . April beginnt, keine Stückzinsenverrechnung stattfiudet. Die Handdarlehen
müssen über Bißträge von mindestens M . 250000 lauten, fh ' ere Beträge müssen durch
50000 teilbar sein .

3. Bei der Zeichnung muß auf Erfordern eine Sicherheit von 5 */« des gezeichneten Nenn¬
betrages hinterlegt werden , und zwar entweder in bar oder in solchen Wertpapieren, die
von der betreffenden Zeichnungsstelle als zulässig erachtet werden . Im halle die Zu¬
teilung weniger als die Anmeldung beträgt, wird der überschießende Teil der bestellten
Sicherheit unverzüglich zurückgegeben werden .

4 . Die Zuteilung erfolgt tunlichst bald nach der Zeichnung gemäß dem Ermessen der
Zeichnungsstelle . Für die Zuteilung der Teilschuldverschreibungen und Handdarlehen
stehen uns weitere M . 300000000 aus ein« Option zur Verfügung.

5. Die Bezahlung der zugeteilten Beträge hat am 3 t . März 1922 bei derjenigen Stelle , bet
der die Zeichnung bewirkt ist , während der Geschäftsstunden zu erfolgen . Am gleichen
Tage hat die Abführung der auf gezeichnete (Innddarlehen entfallenden Beträge an die
Stäle , bei der die Zeichnung bewirkt ist , zu erfolgen .

' ^
6. Die Aushändigung der Stücke erfolgt möglichst bald inch besonderer Bekanntmachung.

Berlin , Mannheim, Karlsruhe, Frankfurt a. M ., im M ■/. 1922 .

Direction der Disconto -Gesellschaft . Deutsche Bank .
Bank für Handel und Industrie . Commerz - und Privat -Bank Ä .-G.

Nitionalbank für Deutschland K. a . A . Rheinische Creditbank .
Süddeutsche Disconto -Gesellschaft A G. Badische Bank.

Badische Girozentrale . Veit L Homburger . Lazard Speyer -Ellissen .
Jacob 8 . H . Stern . Straus & Co.

Todesanzeige .
Heute früh 4 Uhr ist unser lieber Bruder ,

Onkel , Vetter und Schwager

Herr Karl Baumann ,
Zollbetriebssekretär a. D .,

sanft entschlafen . Cie Beerdigung findet am
Sonntag , den 12. da. Mts ., nachmittags 31/, Uhr
in Zwingenberg a. N . statt .

Im Namen der Hinterbliebenen :
Sl.99 Baumann, Forstrat a. C.

Zwingenberg , den 10. März 1922 .

Sonntag, den 12. März .
Landestheater .

5 '/,— 9*/. Uhr 50 M.

krieg auf Wartburg .

Konzerthaue .
77,- 97, Uhr 21 M.

Konzertha us .
iS

jeweils 6 Uhr nachm , und 8 1/. Uhr abends

S « m » tag , de« 11 . Mürz
Wiederholung

Haje und Swinegel .
Bräutigam auf Kredit .
Montag» de« 1».. u. Mittwoch» de« 19. März
Der Spreewald . — Wie der Tan -
rrenbamn zu Papier wird . — Der

Mehlkäfer. — Schneewittchen
(Ein Schattenspiel ).

Verkaufsstelle « wie bekannt s . Anschlagsäule.

Für eine größere Herdfabrik Mitteldeutsch .
laadS , ra . 700 Arbeiter wird ein durchaus tüch¬
tiger in d . Herdfabrikation erfahrener selbständiger

Betriebsleiter
zum sofortigen Eii tritt gesucht - Angebote mit
Lebenslauf unpGehaltsansprüchen unter A . 90
an die ExpeditMi der Karlsruher Zeitung .

Die badischen Naturweinversteigerer bringen am S April 1922 , « ach -
mtttagS 1 Uhr » in Osfenbnrg , Gasthaus zur „Neuen Pfalz" (Marktplatz) rund

500 MM itoMner WM MlMne
Weiß » und Rotweine zum Ausgebot .

Versteigert werden : 2ler Nenweterer » «Saisbacher » Durbacher , 20er » ISer
und 18er Schloß Stauseuberger . 2ler Blankenhornsberger , Waldulmer
Psarrberg , Schloß Ebersteiner , Diersburger . Orteuberger , , d Zeller .

Außerdem am 24 . Mai 1922 auf dem' Klostergut stzrr ? rerSberg rund
150 Hektoliter 21er Fremersberg er.

Probetage am Faß 28 . und 29 . März 1922» in Fremersberg am 22 . Mai .
außerdem Probe « bei der Versteigerung .

Auskunft und Verzeichnisse erhältlich durch die A-93

Badische Landwirtschaftskammer
Weinbauabteilung Karlsruhe .

Arterien -Verkalkung

Gicht/Gelenkrheumatismus/Steinleiden
ist heilbar . A.is Prospekte gratis.

Bio-Chemie-Compagnie, Essen.

Metallbettkn
Ltahlmatr ., Kinderbett.» direkt
an Private , Äaiatog 78 R frei.
EifenmöbelfadrikSuhl ( Thür .)

Charakter-
frtututtg

(20 Zeilen in Tinte gefchr .)
Mark 6 .60 irab

faptioloi) . UM
K. H. Stitter

Karlsruhe , Körnerstratze 30
ML67 . » rette », über

das Vermögen der Kranz
Waguer Witwe Berta geh.
Wächter , Inhaberin eines
gemischten Warengeschäfts
in Flehingen , wurde heute
am 10. März 1922 , vor¬
mittags 11 h> Uhr » das
jkonstirSversähren eröff¬

net . Rechtsanwalt Stell¬
berger in Bretten ist zum
Konkursverwalter ernannr .
Konkursforderungen sind
bis zum 29 . März 1922
bei dem Gerichte anzu -
melden . Es ist Termin an .
beraumt vor dem die- s. Ge¬
richte zur Beschlußfassung

über die Beibehaltung des
ernannten ödst die Wahl
eines anderen Berwa : ers ,
sowie die BestMung eines
Wäubigerausschusses und
eintretendenfalls über die
in 8 132 der Konkursord -
nung bezeichnete » Gegen¬
stände s« vie zur Prüfung
der angemeldeten Forde¬
rungen auf SamStag , den
8. April 1922 , narmlttasS
9 Uhr . Allen Personen ,
welche eine zur Konkurs -
masse gehörige Sache in Be¬
sitz haben oder zur Kon¬
kursmasse etwa - schuldig
sind, wird aufgegeben ,
nichts an den Gemein »
stchuldner zu verabfolgen
oder zu leisten , auch die
Verpsli <Wung auferlegt ,
von dem Besitze der Sache
und von den Forderungen ,
für welche sie aus der Sa .
che abgesonderte Befriedi¬
gung in Anspruch nehmen ,
dem Konkursverwalter bis
zum 25 . März 1922 An¬
zeige zu machen .

Bretten , 10. März 1922.
Gerichtsschreiberei de»

Amtsgericht».

WMeimMe .
Für die in die Schloß¬

kaserne zu verlegende Mäd -
chenbürgerschule ist die
Stelle eines

WM «
auf 1 . April 1922 vorerst
vertragsmäßig zu besetzen .
Demselben wird außer den
Üblichen Dienftgeschäften
auch die Einigung und
Heizung der Lokale über¬
tragen . Die Vervüiung er¬
folgt nach Gruppe IV der
städtischen BesoldungAord -
nung . AL8

Geeignete Bewerber wol¬
len ihre Gesuche Mtter
Beifügung eines selbstge¬
schriebenen Lebenslaufes
und etwaiger Zeugnisse bis
spätestens 29. d. M . bei
uns einreichen .

Durlach , 9i März 1922.
Gemeindernt .

Pläne , Massenberechnun¬
gen u . Bedingungen kön¬
nen auf dem Stadtbauamt
hier eingesehen werden ,
woselbst auch Unterlagen
gegen Entrfchtyng des
Selbstkostenpreises abgege¬
ben werden .

Angebote mit genauer
Kostmiaufftellung über
Materialien und Arbeits¬
löhne sind unter „Bauvor¬
haben 1922" bis zum 23.
März d. I . an die Bau¬
leitung einzureichen . Die
Wahl unter den Bewer¬
bern wird Vorbehalten .
Zuschlaasfrist 14 Tage .

St . (i . rgen ,
den 10. .harz 1922.
Gemeinnützige Baugenos¬

senschaft :
L e rch .

Henninge r.
Die Bauleitung ^.

Kahler , Stjadtbnrstr .

MWeigmng .
! Am Dienstag , den 14.

d . M ., vormittags 10 )4
- Nhr , sollen 10 Stück auf
idem Grundstück des Zoll -
i auxteg in Maxau stehende
i mittlere und starke Nuh -
j holzbäume öffentlich meist-
! bietend einzeln oder im
ganzen versteigert werden .

■ Bedingungen liegen zur
; Einsicht während der
i Dienststunden auf beim
i :äeichsvermögensaint » hier ,
! ehenu Dragonerkaserne .

ürlgkdiilig
non SnuoMtiL
Zu Neubauten Uw 1

Doppelwohnhäusern der
Gemeinnützigen Baugc -
nossenschaft in St . Geor¬
gen i . Schw . werden »tachi
stehende Arbeiten zur Ver¬
gabung ausgeschrieben ;

Grab - , Äkhrurer -, Zim¬
mer -, Gipser -, Blechner -,

Schreiner -, Maser -,
Schlosser - , Schmiedalbei «
ten , WafzeisenlieferunK
Installation , Malern Haf¬
ner - und Schinde 'deckerar .
baten , sowie elektr . Be¬
leuchtungsanlage . A.97

Reinigung der Glasdä¬
cher. Oberlichter und Fen -
jter , sowie Wstauben der
Wnndslächen in den Vor¬
hallen , Wartrsälen und
Gängen auf den Statio¬
nen Baden -Baden , Baden -
Qos und Rastatt öffentlich
zunächst amf 3 Jahre zu
vergeben . Bedingnlsheft
und Arbeüsbeschriebe lie¬
gen auf unserem Hochbau¬
büro im neuen Aufnah¬
megebäude Karlsruhe zur
Eiristcht ans , dort auch Ab.
gebe der Angebotsvor -
hrucke. Angebote , verschlos¬
sen und mit entsprechen¬
der Aufschrift „ Angebot
für Fensterreinigung¬
versehen , sind längstens
bis SamStag , den 2S.<
März 1922, vsrmittsgS 11
Uhr , bei ««» cinzureichen .
ZusGagSfrift 4 Wochen .
Karlsruhe , 8. März 1922.

BahnbmrinspeTtinn 2.

Vergebung von Hochbau «
arbeiten . A . Für den In¬
nenausbau des Empfangs »
gebäudes Knittlingen ; B»
Für die Erstellung des
Güterschuppens und des
Nobenp .obäudes auf Bahn¬
hof Knittlingen von Sok -
kelhöhe auftvärts , be¬
stehend aus : Maurer - untj

Plattenlegerarbeiten ,
Zimmerarbeiten , Dachdek -

ker- ( Asphaltarbeiten ) ,
Treppen -, VerschindlungS »,
Gipser - und Verputz -,
Schreiner -, Glaser -, Schlos¬
ser - n . Schmiße -, Flasch¬
ner -, Anstrich - und Tape »
zierarbeiten . Maßgebend
für diese Verdingung ist.
die Verordnung des Bad ,
Ministeriums der Finan¬
zen vom 3. Januar 1907.
Bedingnisheft und Pläne
liegen nur im Geschäfts¬
zimmer unseres Baubüros
in Knittlingen auf . Ange¬
botsvordrucke werden dal
selbst nur an persönlich
erscheinende Bewerber ab¬
gegeben . Angebote für Al
und 8 getrennt mit der
Aufschrift ^ SinpfangSge -
bäude Knittlingen " bezw .
„Güterschuppen Knittlin¬
gen "

verschossen und post¬
frei bis spätestens Freitag
den 24 . März 1922» nach .
mtttagS 2H Uhr , bei un¬
serem Baubüro in Knitt -
lingen einreichen . Zu -
schlagsfrist 3 Wochen .

Breitzen , 9 . März 1922.
Bahnbanlnspektlon .

Gitt-rverhehv
badtfch - fchweixer .

Nstergänge-Schweir .
Mit 1 . März ist zum

Ausnahmetarif >19 ein
Frachtsatz von 77 Rappe «
Luzern - ^ vsel SBB . für
Pflastersteine ein geführt
und das Warenverzeichnis
des Ausnahmetarifs 22
durch Aufnahme von Kok»
u . Koksgrieß aus schioetz.
Gaswerken ergänzt wor¬
den . M .36S

.Mt 16 . März 1922 wird
die Station Siggenthal —.
Würenlingen in den Aus «
nahiirctarif 33 als Ber <.
faiydsiauon ausgenommen
Fvachtsätze siehe in unse -
rem Tarifanzeiger .
Karlsruhe , 9 . Dclärz 192A,
ErsenvahngeaerirfdireMO «,
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